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1 Änderungen durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen 
Grundaufzeichnungen 

Die Finanzverwaltung musste feststellen, dass Kassensysteme in etlichen Fällen manipuliert wurden 

und dadurch ein erheblicher Steuerschaden entstanden ist. Daher steht die Kassenführung bei 

bargeldintensiven Betrieben, wie z.B. im Einzelhandel oder in der Gastronomie stets im Blickpunkt 

der Finanzverwaltung. Mit den durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen 

Grundaufzeichnungen beschlossenen Maßnahmen sollen Steuerausfälle durch manipulierte 

Kassensysteme verhindert werden.  

Kernpunkt der gesetzlichen Änderungen ist, dass digitale Kassensysteme zukünftig mit einer 

zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung vor Manipulationen geschützt werden müssen. Dies 

wird begleitet durch weitere Maßnahmen, welche zeitlich gestaffelt anzuwenden sind. Im Überblick 

stellen sich die Schutzmaßnahmen der Finanzverwaltung und deren zeitliche Anwendung wie folgt 

dar: 

1. Ab 1.1.2018:  

Kassen-Nachschau als unangekündigte Vor-Ort-Prüfung des Kassensystems durch die 
Finanzverwaltung  

2. Ab 1.1.2020 (mit Übergangsregelung):  

zwingender Einsatz einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung in elektronischen 
Registrierkassen. 

3. Ab 1.1.2020:  

Belegausgabepflicht bei Bargeschäften. 

Im Folgenden informieren wir schwerpunktmäßig über die Kassen-Nachschau, mit der nun ab 2018 

gerechnet werden muss. Im Vordergrund steht die Vorbereitung auf eine solche Kassen-Nachschau. 

Dabei gehen wir auch auf die Anforderungen an Kassensysteme insgesamt ein, weil dies letztlich 

Gegenstand der Kassen-Nachschau ist. 

2 Kassen-Nachschau 

a) Anlässe der Kassen-Nachschau 

Die Finanzverwaltung hat ab dem 1.1.2018 die Möglichkeit, bei bargeldintensiven Betrieben im 

Rahmen einer unangekündigten Kassen-Nachschau außerhalb einer regulären Außenprüfung die 

Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung zu prüfen. Dieses neue Prüfinstrument ist den bereits 

bestehenden Möglichkeiten der Umsatzsteuer- und Lohnsteuer-Nachschauen nachgebildet, die 

auch auf bestimmte Bereiche begrenzte Prüfungen darstellen. Auf eine mögliche 

Kassen-Nachschau müssen sich betroffene Betriebe vorbereiten. Bislang hat sich die 

Finanzverwaltung noch nicht dazu geäußert, wie eine solche Kassen-Nachschau abläuft. Daher 

können betroffene Stpfl. ihre Informationen aktuell nur auf den Gesetzestext und die 

Gesetzesmaterialien stützen. 



Die Kassen-Nachschau ist nach den gesetzlichen Vorgaben nicht auf bestimmte Betriebe 

beschränkt. Prinzipiell kann diese also bei allen Betrieben durchgeführt werden, die eine Kasse 

führen. Im Fokus der Finanzverwaltung werden bargeldintensive Branchen wie Apotheken, 

Bäckereien, Einzelhandel, Friseure oder Gastronomie – Letztere umfassen auch Restaurants, 

Imbissbuden und Eisdielen – stehen. Das sind insbesondere diejenigen Branchen, die in der 

Vergangenheit vielfach durch Manipulationen von Kassenaufzeichnungen aufgefallen sind. 

Weitere Anlässe für eine Kassen-Nachschau können aber auch sein 

– Auffälligkeiten beim internen Betriebsvergleich: Anhand der vorliegenden E-Bilanzen können 
Auffälligkeiten, wie z.B. gravierende Abweichungen von den Richtsätzen, festgestellt werden; 

– Risikoauswahl nach letzter Betriebsprüfung: Wenn im Rahmen der letzten Betriebsprüfung 
formelle und materielle Mängel bei der Kassenführung festgestellt wurden, kann mittels 
Kassen-Nachschau geprüft werden, ob die Mängel beseitigt wurden und 

– Zufallsauswahl. 

b) Gegenstand der Kassen-Nachschau 

Die Kassen-Nachschau ist keine steuerliche Außenprüfung. Es werden ausschließlich  

– die Kassenführung,  

– die Kassenaufzeichnungen und  

– deren ordnungsgemäße Übernahme in die Buchführung  

überprüft. 

Zum einen werden im Rahmen der Kassen-Nachschau die technischen Formen der Kassenführung 

geprüft, so z.B. elektronische Kassensysteme oder computergestützte Kassensysteme wie 

App-Kassensysteme oder Waagen mit Registrierkassenfunktion.  

Dies umfasst 

– die Prüfung, ob alle Zahlungsvorgänge über das Kassensystem erfasst werden,  

– ob die einzelnen Umsätze von der Kasse aufgezeichnet werden und diese Daten in 
elektronischer Form zur Auswertung zur Verfügung stehen,  

– ob das Kassensystem ordnungsgemäß eingesetzt wird, 

– ob eine ausreichende Verfahrensdokumentation zum Kassensystem vorliegt und 

– ob die Kasse kassensturzfähig ist. 

Die Prüfung der Kassensturzfähigkeit erfolgt folgendermaßen:  

– Der laufende Geschäftsbetrieb wird kurz unterbrochen,  

– ein Kassenprotokoll für den aktuellen Tag (seit letztem Kassenabschluss) wird ausgedruckt,  

– zum Bar-Bestand vom Geschäftsschluss des Vortages werden die Bareinnahmen und die 
Barausgaben des laufenden Tages hinzuaddiert bzw. abgezogen und mit dem 
Kassen-Ist-Bestand verglichen. Weiterhin sind zwischenzeitlich erfolgte Entnahmen und Einlagen 
oder sonstige Barauslagen zu berücksichtigen. 

– Es darf sich bei ordnungsgemäßer Kassenführung nur eine geringe Differenz ergeben aus 
typischen Kassendifferenzen, die insbesondere durch Wechselgeldtransaktionen entstehen. 

Zum anderen werden bei einer Kassen-Nachschau auch die manuellen Formen der Kassenführung 

geprüft: 

– „offene“ Ladenkasse mit summarischer – retrograder – Ermittlung der Kasseneinnahmen und 
Kassenausgaben oder 

– manuelle Ladenkasse, d.h. ohne Nutzung technischer Geräte und mit Einzelaufzeichnung aller 
Kasseneinnahmen und Kassenausgaben. 

In diesen Fällen steht die Prüfung des Kassenbuchs im Vordergrund. 



Letztlich wird sowohl bei Nutzung eines elektronischen Kassensystems als auch einer manuellen 

Kasse geprüft, ob die Aufzeichnungen des Kassenbuchs ordnungsgemäß in die Buchhaltung 

übernommen werden. 

Hinweis: 

Nach derzeitigem Stand unterliegen Taxameter und Wegstreckenzähler, Fahrscheinautomaten, 
Warenautomaten sowie Geldspielgeräte nicht den Anforderungen, die an elektronische Kassensysteme gestellt 
werden. Es ist aber damit zu rechnen, dass die Finanzverwaltung diese kurzfristig in den Anwendungsbereich 
mit aufnimmt. 

c) Durchführung der Kassen-Nachschau 

Die Kassen-Nachschau wird beim Stpfl. vor Ort, also im Betrieb selbst von einem Mitarbeiter des 

Finanzamts durchgeführt. Die Prüfung erfolgt ohne vorherige Ankündigung. Der Prüfer muss einen 

Dienstausweis und ein Schriftstück des Finanzamts vorlegen, das ihn zur Kassen-Nachschau im 

konkreten Fall legitimiert. 

Hinweis: 

Der Prüfer muss sich allerdings nicht sofort zu erkennen geben. Vielmehr kann dieser zuerst einen Testkauf 
tätigen und sich zunächst verdeckt vergewissern, ob z.B. der Inhaber im Geschäftslokal anwesend ist. Die 
Belege aus dem Testkauf werden dann genutzt, um im Rahmen der Kassen-Nachschau zu prüfen, ob und wie 
diese aufgezeichnet und verbucht werden.  

Auch wird dieser nicht selten einfach die Kassiervorgänge bei anwesenden Kunden beobachten, um einen 
ersten Eindruck von der Kassenführung zu erhalten. 

Die reine Beobachtung der Art der Kassenführung und der Nutzung der Kassensysteme können Amtsträger 
ohne Pflicht zur Vorlage eines Dienstausweises vornehmen. 

Die Kassen-Nachschau darf während der üblichen Geschäfts- und Arbeitszeiten (also 

Öffnungszeiten) des Betriebs durchgeführt werden. 

Hinweis: 

Das Betreten der Geschäftsräume muss der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Aufzeichnungen von 
Kasseneinnahmen und Kassenausgaben dienen. Die Amtsträger haben kein Recht, die Räumlichkeiten zu 
durchsuchen. Im Zweifel beschränkt sich die Prüfung insoweit auf die Inaugenscheinnahme des 
Kassensystems und des Kassenbuchs. 

Ansprechpartner für den Prüfer des Finanzamts ist der Betriebsinhaber. Wenn der Inhaber nicht 

anwesend ist, hat der die Kassen-Nachschau durchführende Amtsträger (Kassen-Nachschauer) das 

anwesende Personal aufzufordern, den Inhaber herbeizubitten. 

Hinweis: 

Es sollte generell eine strikte Anweisung an das Personal erfolgen, im Falle einer Kassen-Nachschau keinerlei 
Auskünfte zu geben oder Unterlagen herauszugeben. Dies sollte ausschließlich der Inhaber des Betriebs 
vornehmen. 

Fühlt sich der Stpfl. unsicher, so sollte der steuerliche Berater informiert werden, um Hilfestellung zu 

geben. Der Kassen-Nachschauer muss auf den Berater aber nicht warten. 

Hinweis: 

Generell ist es sinnvoll, bei Erscheinen eines Prüfers zur Durchführung einer Kassen-Nachschau den 
Steuerberater zu informieren. Dieser kann in professioneller Form mit dem Prüfer kommunizieren und die 
erforderlichen Daten bereitstellen. Ebenso lassen sich so Fragen oder Unklarheiten unmittelbar beantworten 
bzw. ausräumen. 

d) Pflichten des Unternehmers 

Zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Aufzeichnungen wird der Amtsträger den Stpfl. auffordern, 

– das elektronische Aufzeichnungssystem bzw. die entsprechenden elektronischen Geräte 
zugänglich zu machen, 

– die Verfahrensdokumentation sowie andere Organisationsunterlagen auszuhändigen, 

– Einsichtnahme in die Aufzeichnungen und Bücher in elektronischer Form zu gewähren, die für die 



Besteuerung von Bedeutung sind (= direkter Datenzugriff) oder die Aufzeichnungen und Bücher 
in elektronischer Form zwecks Prüfung an Amtsstelle zu überlassen (= indirekter Datenzugriff), 

– Auskünfte zu Sachverhalten zu geben, die für die Kassenführung von Bedeutung sind, 

– die Kassenaufzeichnungen der Vortage auszuhändigen sowie 

– einen Kassensturz durchzuführen. 

Der Prüfer wird regelmäßig um Übergabe der im Kassensystem aufgezeichneten digitalen Daten in 

digitaler Form bitten, um diese in seinem System auswerten zu können. Diese Daten wird der Prüfer 

auf Vollständigkeit hin überprüfen und ermitteln, ob Auffälligkeiten, wie Lücken im Datensatz oder 

ungewöhnliche Stornobuchungen festzustellen sind. Des Weiteren wird der Prüfer die Daten des 

Kassensystems mit den in der Buchhaltung verbuchten Umsatzerlösen abgleichen. 

Hinweis: 

Für Kalenderjahre nach dem 31.12.2019 ist zu beachten, dass die Amtsträger die Übermittlung der Daten über 
die einheitliche digitale Schnittstelle verlangen können bzw. fordern können, dass Buchungen und 
Aufzeichnungen auf einem maschinell auswertbaren Datenträger nach den Vorgaben der digitalen Schnittstelle 
zur Verfügung gestellt werden. Derzeit besteht diese Anforderung noch nicht. Aktuell reicht es vielmehr aus, 
wenn die vom Kassensystem aufgezeichneten Einzeldaten in digitaler Form auf einem Datenträger 
abgespeichert werden können. 

Darüber hinaus gilt, dass Registrierkassen, die nach dem 25.11.2010 und vor dem 1.1.2020 angeschafft 
werden/wurden, und die die aktuellen Anforderungen der Finanzverwaltung erfüllen (insbesondere also eine 
Einzeldatenspeicherung gewährleisten), aber nicht mit der zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung 
aufgerüstet werden können, bis zum 31.12.2022 weiterverwendet werden können. 

Wichtig ist, technische Unterlagen zum eingesetzten Kassensystem aufzubewahren und griffbereit 

vorzuhalten. Der Bundesfinanzhof vertritt ebenso wie die Finanzverwaltung die Auffassung, dass die 

zu einer PC-Kasse gehörenden Organisationsunterlagen, insbesondere die Bedienungsanleitung, 

die Programmieranleitung und alle weiteren Anweisungen zur Programmierung des Geräts, 

aufbewahrt werden müssen. 

Hinweis: 

Der Unternehmer sollte die Verfahrensdokumentation des Herstellers, das Handbuch und seine eigenen 
Verfahrensdokumentationen, die die Kasse betreffen, insbesondere also die Kassenanweisung, auf einem 
USB-Stick zur jederzeitigen Übergabe an einen Kassen-Nachschauer vorhalten. 

Werden die Kassenberichte und zugehörige Belege, wie die Z-Bons/Tagesauszüge der Kasse und 

Barbelege nicht im Betrieb aufbewahrt, sondern z.B. beim Steuerberater, der diese in die 

Buchhaltung übernimmt, so kann der Prüfer die Übergabe der entsprechenden Daten, also der 

Kassenberichte einschließlich Kassenbelege und der Kassenbuchungen verlangen. 

e) Folgen der Kassen-Nachschau 

Im Normalfall sollte Ergebnis der Kassen-Nachschau sein, dass die Ordnungsmäßigkeit der 

Kassenführung bestätigt wird. Werden dagegen Mängel festgestellt, so ist derzeit noch offen, wie 

die Finanzverwaltung hierauf reagiert. Es ist zu erwarten, dass bei kleineren Mängeln der Stpfl. 

innerhalb einer gewissen Frist Abhilfe schaffen kann. Bei größeren Mängeln dürfte die 

Finanzverwaltung unmittelbar zu einer steuerlichen Außenprüfung übergehen, um die 

Ordnungsmäßigkeit der Buchführung insgesamt und ggf. aufgetretene Fehler feststellen zu können. 

Geschaffen wurden auch neue Bußgeldtatbestände. Demnach ist eine Ordnungswidrigkeit 

gegeben, wenn 

– die verwendete Kasse insbesondere nicht über die Möglichkeit zur Einzelaufzeichnung verfügt 
oder die Geschäftsvorfälle nicht vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet aufzeichnet werden; 

– kein oder kein richtiger Schutz eines elektronischen Aufzeichnungssystems durch eine 
zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung besteht. 

Die neuen speziellen Bußgeldtatbestände für Verstöße gegen die Ordnungsvorschriften für Kassen 

gelten ab dem Jahr 2020. Es kann für Verstöße eine Geldbuße von bis zu 25 000 € festgesetzt 

werden.  



3 Anforderungen an die Kassenführung 

a) Kassensysteme 

Vorweg ist darauf hinzuweisen, dass nach wie vor kein bestimmtes Kassensystem, insbesondere 

kein elektronisches Kassensystem vorgeschrieben ist. Im Grundsatz kann auch weiterhin mit einer 

„offenen Ladenkasse“ gearbeitet werden. 

Die offene Ladenkasse ist schlicht eine manuelle Kasse etwa in Form einer Geldkassette und wird 

z.B. in kleineren Einzelhandelsgeschäften oder bei sonstigen Barkassen im Betrieb mit geringen 

Kassenbewegungen eingesetzt. Die Tageseinnahmen werden anhand eines Kassenberichts 

ermittelt. Dieser ist zehn Jahre aufzubewahren. Im Kassenbuch müssen täglich die Kassenein- und 

-ausgaben aufgezeichnet werden, so dass der Tagesendsaldo der Kasse rechnerisch ermittelt 

werden kann. Dieser ist durch einen Kassensturz (Zählung) zu überprüfen. 

Hinweis: 

Die offene Ladenkasse beinhaltet kaum Sicherungsmechanismen vor Manipulationen, so dass diese auch aus 
Sicht des Stpfl. ein Risiko darstellt. Die offene Ladenkasse eignet sich daher nur für Unternehmen mit einer 
geringen Anzahl an Kassen-Geschäftsvorfällen und setzt eine Führung durch den Unternehmer selbst oder 
sehr vertrauenswürdiges Personal voraus. Zur Absicherung sollte stets das Vier-Augen-Prinzip gewahrt sein, 
also insbesondere sollte Kassenführung und Kassenverbuchung nicht durch dieselbe Person erfolgen. 

Das Kassenbuch ist handschriftlich oder mit einem revisionssicheren Programm zu führen. Nicht 

zulässig sind Änderungen in Form von Löschungen o.Ä. Sollte es z.B. zu einem Schreibfehler 

gekommen sein, so sollte die Zeile durchgestrichen und neu eingetragen werden. 

Hinweis: 

Der Bundesfinanzhof hat jüngst in dem Urteil vom 20.3.2017 (Aktenzeichen X R 11/16) bekräftigt, dass ein 
täglicher Kassenbericht erforderlich ist, der auf der Grundlage eines tatsächlichen Auszählens der 
Bareinnahmen erstellt worden ist, wenn die Bareinnahmen mittels einer offenen Ladenkasse erfasst werden. 
Dies ist die Folge der jederzeitigen Möglichkeit, die Kasse bzw. die Kasseneinnahmen und -ausgaben 
manipulieren zu können. Dabei ist kein „Zählprotokoll“ erforderlich. 

Checkliste für ein manuelles Kassenbuch 

Bei einer manuellen Kassenführung sollten also folgende Punkte beachtet werden:  

□ täglich erstellte Kassenberichte, 

□ Kassenberichte handschriftlich, per EDV erstellt und ausgedruckt oder mit revisionssicherer 

Software geführt, 

□ rechnerische Richtigkeit des Kassenbuchs, 

□ keine Kassenfehlbeträge, 

□ Dokumentation von unvermeidbaren Kassendifferenzen, z.B. durch Wechselgeldfehler, 

□ Aufzeichnung der Umsätze getrennt nach Steuersätzen, 

□ Geldtransfers von der Bank und zur Bank sind auch datumsmäßig zutreffend erfasst, 

□ vollständiger Nachweis der Kassenpositionen mittels Belege (Ein-/Auszahlungsquittungen und 

Barbelege bei Kostenpositionen), 

□ Eigenbelege für Privatentnahmen und -einlagen, 

□ Einhaltung der zehnjährigen Aufbewahrungsfrist. 

Bei elektronischen Kassensystemen, also elektronischen Registrierkassen, PC-Kassensystemen 

und App-Systemen, übernimmt die Kasse selbst die Aufzeichnung der einzelnen Geschäftsvorfälle. 



Dies geschieht entweder bei älteren Modellen durch ein permanent gedrucktes Journal oder 

dadurch, dass die einzelnen Buchungsfälle im Speicher der Kasse festgehalten werden. 

b) Anforderungen an elektronische Kassensysteme 

Wird ein elektronisches Kassensystem eingesetzt, so muss dies nach den Vorgaben des 

Schreibens des Bundesfinanzministeriums vom 26.11.2010, welches spätestens seit dem 1.1.2017 

anzuwenden ist, folgende Voraussetzungen erfüllen: 

– Die Daten des Kassensystems müssen jederzeit lesbar und maschinell auswertbar zur Verfügung 
gestellt werden können (insbesondere für Betriebsprüfungen), 

– alle Geschäftsvorfälle müssen einzeln aufgezeichnet werden, also der einzelne Umsatz und 

– die elektronischen Kassenaufzeichnungen müssen zehn Jahre aufbewahrt werden. 

Hinweis: 

Der Stpfl. sollte überprüfen, ob das eingesetzte Kassensystem die vorgeschriebene Einzelaufzeichnungspflicht 
einhält. Auch sollte sich der Stpfl. mit den Programmfunktionalitäten zum Export der verlangten Aufzeichnungen 
auf einen externen Datenträger vertraut machen. Wie alle Buchhaltungsdaten müssen auch die Kassendaten 
regelmäßig gesichert werden. Ein Datenverlust wird bei einer Prüfung des Finanzamts nicht akzeptiert. 

Daneben sind auch bei elektronischen Kassensystemen die mit Schreiben vom 14.11.2014 

veröffentlichten Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, 

Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) zu 

beachten. Hieraus ergeben sich insbesondere folgende Auswirkungen: 

– Zum Kassensystem muss eine Verfahrensdokumentation vorliegen. Insoweit vorzuhaltende 
Bedienungsanleitungen sowie Handbücher und Wartungsprotokolle müssen über zehn Jahre 
aufbewahrt werden. Dies gilt auch bei einem Wechsel des Kassensystems. 

– Auch die GoBD gehen vom Grundsatz der Einzelaufzeichnung aus. Weiterhin darf die Erfassung 
der Geschäftsvorfälle nicht unterdrückt werden. Eine Bon- oder Rechnungserteilung ohne 
Erfassung der vereinnahmten Beträge ist also unzulässig. 

– Ebenso aufzuzeichnen sind Journal-, Auswertungs-, Programmier- und Stammdatenänderungen. 

Hinweis: 

Der Bundesfinanzhof hatte den Grundsatz der Einzelaufzeichnung in bestimmten Fällen eingeschränkt. Für 
Einzelhandelsgeschäfte, in denen Waren von geringerem Wert an eine unbestimmte Vielzahl nicht bekannter 
und auch nicht feststellbarer Personen verkauft werden, brauchen die baren Betriebseinnahmen in der Regel 
nicht einzeln aufgezeichnet zu werden. Mit Urteil vom 16.12.2014 (Aktenzeichen X R 42/13) wurde diese 
Aussage allerdings wesentlich relativiert: Im Urteilsfall ging es um einen Apotheker, der im Grundsatz in den 
Anwendungsbereich dieser Vereinfachungsregel fällt, jedoch tatsächlich eine PC-Kasse eingesetzt hat. Das 
Gericht führt aus, dass er gerade damit der ihm obliegenden Verpflichtung zur Aufzeichnung der einzelnen 
Verkäufe nachkommt und er sich in diesem Fall nicht (mehr) auf die Unzumutbarkeit der 
Aufzeichnungsverpflichtung berufen kann. Das eingesetzte PC-Kassensystem gewährleistete, dass zum einen 
sämtliche Kassenvorgänge einzeln und detailliert aufgezeichnet (mithin insbesondere die in Geld bestehende 
Gegenleistung sowie den Inhalt des Geschäfts) wurden und zum anderen auch eine langfristige Aufbewahrung 
(Speicherung) der getätigten Einzelaufzeichnungen gewährleistet war. Bei Verwendung einer PC-Kasse ist die 
mit ihr bewirkte Einzelaufzeichnung auch zumutbar. 

Mit dem Ende 2016 in Kraft getretenen Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen 

Grundaufzeichnungen wurde ausdrücklich gesetzlich festgeschrieben, dass beim Einsatz eines 

elektronischen Kassensystems alle Informationen und Geschäftsvorfälle einzeln aufzuzeichnen sind. 

Aus Zumutbarkeitsgründen hat der Gesetzgeber klargestellt, dass eine Einzelaufzeichnungspflicht 

bei Verkauf von Waren an eine Vielzahl von nicht bekannten Personen gegen Barzahlung entfällt. 

Diese Regelung betrifft laut Gesetzesbegründung insbesondere offene Ladenkassen. 

Hinweis: 

Die formalen Anforderungen an die Kassenführung sollten sehr ernst genommen werden. Formell 
ordnungsgemäß geführte Bücher tragen die Rechtsvermutung der Richtigkeit; insofern geben sie dem Stpfl. 
einen Vertrauensvorschuss.  

Die Praxis zeigt, dass eine Schätzung der Einnahmen zu Lasten des Stpfl. kaum verhindert werden kann, wenn 



es dem Prüfer des Finanzamts gelingt, gravierende formale Fehler nachzuweisen. Dann geht es regelmäßig 
nur noch um die betragsmäßige Eingrenzung der Nachzahlung. 

Checkliste für eine Kassenführung mittels elektronischer Registrierkasse 

Bei einer Kassenführung mittels elektronischer Registrierkasse sollten also folgende Punkte 

beachtet werden:  

Registrierkasse/Kassensystem: 

□ Ausdrucke der Kassenstreifen und Z-Bons liegen vollständig vor – Kontrolle: lückenlose 

Nummern der Z-Bons, 

□ Stornos sind durch Stornobons dokumentiert, 

□ alle steuerlich relevanten Einzeldaten einschließlich etwaiger mit dem Gerät elektronisch 

erzeugter Rechnungen mit Umsatzsteuerausweis werden unveränderbar und vollständig 
aufbewahrt, 

□ Einzelaufzeichnung aller Umsätze, 

□ die vom Kassensystem erfassten Daten müssen in elektronischer Form auslesbar sein, 

□ Bedienungs- und Programmieranleitung des Geräts sowie alle weiteren Anweisungen zur 

Programmierung sind aufbewahrt; bei Änderungen am Kassensystem für den gesamten 
zehnjährigen Aufbewahrungszeitraum. 

Kassenbuch: 

□ täglich erstellte Kassenberichte, 

□ Kassenberichte handschriftlich, per EDV erstellt und ausgedruckt oder mit revisionssicherer 

Software geführt, 

□ rechnerische Richtigkeit des Kassenbuches, 

□ keine Kassenfehlbeträge, 

□ Dokumentation von unvermeidbaren Kassendifferenzen z.B. durch Stornos oder 

Wechselgeldfehler, 

□ Aufzeichnung der Umsätze getrennt nach Steuersätzen, 

□ Geldtransfers von der Bank und zur Bank sind auch datumsmäßig zutreffend erfasst, 

□ vollständiger Nachweis der Buchungen mittels Belege, 

□ Eigenbelege für Privatentnahmen und -einlagen, 

□ Einhaltung der zehnjährigen Aufbewahrungsfrist. 

c) Ab 2020: Zertifizierte Sicherheitseinrichtung 

In der Praxis wurde vielfach festgestellt, dass es zahlreiche technische Möglichkeiten zur 

Manipulation von elektronischen Registrierkassen gibt. Tatsächlich kamen Programme zum Einsatz, 

die eine nachträgliche Kürzung der Einnahmen durch Löschung von Einzeldaten systematisch 

erlaubten. Um dies zu verhindern, wurde gesetzlich festgeschrieben, dass elektronische 

Registrierkassen ab dem 1.1.2020 mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung zu 

schützen sind. 



Hinweis: 

Um die Umstellung zu erleichtern, hat der Gesetzgeber eine Übergangsregelung geschaffen. Nach der 
Übergangsregelung können alle ab dem 25.11.2010 erworbenen Kassensysteme, die bauartbedingt bis 2020 
nicht auf die Anforderungen des neuen Kassengesetzes umgerüstet werden können, bis zum 31.12.2022 
weiterverwendet werden.  

Im Übrigen werden viele Hersteller für bestehende Kassensysteme Nachrüstlösungen anbieten. Generell sollte 
bei anstehenden Neuanschaffungen von Kassensystemen darauf geachtet werden, dass der Anbieter eine 
Nachrüstungsgarantie gibt. 

Diese Sicherungseinrichtung setzt sich zusammen aus einem Sicherheitsmodul, einem 

Speichermedium und einer einheitlichen Schnittstelle. Das Sicherheitsmodul gewährleistet, dass 

Kasseneingaben mit Beginn des Aufzeichnungsvorgangs protokolliert und später nicht mehr 

unerkannt manipuliert werden können. Auf dem Speichermedium werden die 

Einzelaufzeichnungspflichten für die Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist gespeichert. Die 

digitale Schnittstelle gewährleistet eine reibungslose Datenübertragung, z.B. für Prüfungszwecke. 

Hinweis: 

Im Grundsatz ist die technische Lösung technologieoffen ausgestaltet. Das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) soll die technischen Anforderungen an diese Sicherheitseinrichtung definieren und 
anschließend entsprechende Anbieterlösungen zertifizieren. Technische Details für die elektronischen 
Aufzeichnungssysteme und die zertifizierte Sicherheitseinrichtung sind in einer gesonderten Rechtsverordnung 
(Kassenversicherungsordnung) festgelegt worden. 

Flankiert wird dies durch eine Meldepflicht. Ab dem 1.1.2020 haben Stpfl., die elektronische 

Aufzeichnungssysteme verwenden, die Art und Anzahl der im jeweiligen Unternehmen eingesetzten 

elektronischen Aufzeichnungssysteme und der zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtungen 

dem zuständigen Finanzamt auf einem amtlichen Vordruck mitzuteilen. Die Meldung ist innerhalb 

eines Monats nach Anschaffung oder Außerbetriebnahme eines elektronischen 

Aufzeichnungssystems bei der Finanzverwaltung abzugeben. Diejenigen Stpfl., die ein 

elektronisches Aufzeichnungssystem vor dem 1.1.2020 angeschafft haben, haben diese Meldung 

bis zum 31.1.2020 abzugeben. Ziel dieser Meldepflicht ist es, der Finanzverwaltung eine 

risikoorientierte Fallauswahl für Außenprüfungen zu ermöglichen. 

Hinweis: 

Nach der Gesetzesbegründung soll eine gesetzliche Vermutung für die Richtigkeit der Kassenaufzeichnung 
bestehen, wenn eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung vorhanden ist und ordnungsgemäß genutzt 
wird. Dies wäre für die Stpfl. ein wesentlicher Fortschritt, denn aktuell gilt bei der Finanzverwaltung eher die 
Vermutung, dass Kassen nicht richtig arbeiten oder eingesetzt werden. Sehr häufig führen derzeit formale 
Mängel zu materiellen Hinzuschätzungen. 

d) Ab 2020: Verpflichtung zur obligatorischen Belegausgabe 

Ab 2020 gilt wie bereits in vielen EU-Ländern auch in Deutschland die Pflicht zur Ausgabe von 

Quittungen an Kunden. Dies gilt immer dann, wenn ein elektronisches Kassensystem verwendet 

wird. 

Hinweis: 

Lediglich bei Bargeschäften mit einer Vielzahl unbekannter Personen (z.B. an Marktständen oder mobilen 
Verkaufseinrichtungen) kann aus Gründen der Praktikabilität und Zumutbarkeit auf die Belegausgabe verzichtet 
werden. Das ist allerdings nur möglich, wenn dies beim Finanzamt beantragt und eine Genehmigung hierzu 
erteilt wird. 

Der an den Kunden auszugebende Beleg muss mindestens folgende Angaben enthalten:  

– den vollständigen Namen und die vollständige Adresse des leistenden Unternehmers,  

– das Datum der Belegausstellung und den Zeitpunkt des Vorgangbeginns sowie den Zeitpunkt der 
Vorgangsbeendigung,  

– die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände oder den Umfang und die Art der sonstigen 
(Dienst-)Leistung, 

– die Transaktionsnummer, 



– das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag für die Lieferung oder sonstige Leistung in 
einer Summe sowie den anzuwendenden Steuersatz oder im Fall einer Steuerbefreiung einen 
Hinweis darauf, dass für die Lieferung oder sonstige Leistung eine Steuerbefreiung gilt und 

– die Seriennummer des elektronischen Aufzeichnungssystems oder die Seriennummer des 
Sicherheitsmoduls. 

Hinweis: 

Es sollte rechtzeitig darauf geachtet werden, dass das eingesetzte Kassensystem diese Anforderungen erfüllt. 


